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Tagesordnungspunkte, die die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates betreffen:

Der Öffentlichkeit zugänglicher Teil des Protokolls 

A-Punkte (Liste: Dok. 16676/08 PTS A 63)

Bei der endgültigen Annahme der A-Punkte, die Rechtsetzungsakte betreffen, ist der Rat überein​gekommen, folgenden Text in das vorliegende Protokoll aufzunehmen:

Punkt 3
Verordnung des Rates zur Festsetzung der Orientierungspreise und der gemeinschaftlichen Produktionspreise für bestimmte Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 2009 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 104/2000
Dok.
15381/08 PECHE 296
+ COR 1
+ REV 1 (da)

Der Rat hat die oben genannte Verordnung angenommen. (Rechtsgrundlage: Artikel 18 Absatz 3 und Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 104/2000).

Punkt 10
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger

Dok.
PE-CONS 3653/08 MIGR 48 CODEC 886 COMIX 531
+ COR 1

+ COR 2
+ COR 3
+ REV 1 (sl)

+ REV 2 (hu)
Der Rat hat die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltene Abänderung gebilligt und den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung bei Stimmenthaltung der belgischen Delegation erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 63 Absatz 1 Punkt 3 b des Vertrags zur Gründung der Europäischen Union).
1.
Erklärung Maltas
"Malta hält an seiner Auffassung fest, dass es in Anbetracht der an den Außengrenzen der EU herrschenden Gegebenheiten in Bezug auf die illegale Einwanderung zweckmäßiger wäre, es auch weiterhin den einzelnen Mitgliedstaaten zu überlassen, wie sie die Frage der Inhaftnahme handhaben.

Kompromisshalber kann Malta jedoch diesem Vorschlag zustimmen, da er den Mitgliedstaaten die Anwendung dieser Richtlinie auf die in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Kategorien von Drittstaatsangehörigen freistellt."
2.
Erklärung des Rates
"Der Rat erklärt, dass die Umsetzung der Richtlinie an sich nicht dazu herangezogen werden darf, die Annahme ungünstigerer Bestimmungen für Personen, auf die sie Anwendung findet, zu recht​fertigen."
3.
Erklärungen der Kommission
"Die Kommission erklärt, dass die Überprüfung des SIS II (die in der Überprüfungsklausel in Arti​kel 24 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1987/2006 vorgesehen ist) eine Gelegenheit darstellen wird, die Einführung der Verpflichtung vorzuschlagen, die in Anwendung dieser Richtlinie er​gangenen Einreiseverbote in das SIS aufzunehmen.
Die Kommission sagt den Mitgliedstaaten im Geiste der Solidarität Unterstützung beim Erkunden von Möglichkeiten zu, die finanzielle Belastung zu mindern, die ihnen durch die Umsetzung des Artikels 13 Absatz 4 (kostenlose Prozesskostenhilfe) entsteht.

Die Kommission hebt hervor, dass es im Rahmen des Europäischen Rückkehrfonds (Entscheidung Nr. 575/2007/EG) Möglichkeiten der Kofinanzierung einzelstaatlicher Maßnahmen zur Förderung der Anwendung des Artikels 13 Absatz 4 (kostenlose Prozesskostenhilfe) in den Mitgliedstaaten gibt:

–
Zu den Maßnahmen im Hinblick auf das konkrete Ziel der "Förderung einer effektiven und einheitlichen Anwendung gemeinsamer Rückkehrnormen" (Artikel 3 Buchstabe c) kann die Unterstützung beim "Ausbau der Kapazitäten der zuständigen Behörden" gehören, "damit diese qualitativ hochwertige Rückführungsentscheidungen treffen können" (Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe a). Das Vorhandensein rechtlicher Mindestgarantien einschließlich des Grund​satzes der Waffengleichheit verbessert die Möglichkeiten, qualitativ hochwertige Entschei​dungen zu treffen.

–
Gemäß Priorität Nr. 4 der strategischen Leitlinien für den Rückkehrfonds (Entscheidung Nr. 837/2007/EG) kann der Gemeinschaftsbeitrag für Maßnahmen auf nationaler Ebene, die der "Sicherstellung einer ordnungsgemäßen, effektiven Umsetzung der gemeinsamen Rückkehr​normen" dienen, auf 75 % erhöht werden. Das bedeutet, dass Maßnahmen nach Artikel 13 Absatz 4 (kostenlose Prozesskostenhilfe) im Rahmen des Europäischen Rückkehrfonds bis zu 75 % kofinanziert werden können.

Die Kommission ersucht die Mitgliedstaaten, dies zu berücksichtigen, wenn sie die Prioritäten für ihre einzelstaatlichen Programme festlegen und Maßnahmen nach Priorität Nr. 4 der strategischen Leitlinien planen.

Die Kommission teilt mit, dass sie in ihrer Bewertung nach Artikel 19 Absatz 2 die zusätzlichen Auswirkungen auf die ordnungsgemäße Rechtspflege in den Mitgliedstaaten berücksichtigt wird."

Punkt 11
Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über ein mehrjähriges Gemeinschaftsprogramm zum Schutz der Kinder bei der Nutzung des Internet und anderer Kommunikationstechnologien

Dok.
PE-CONS 3700/08 TELECOM 160 CONSOM 151 JAI 566

AUDIO 76 JEUN 100 CODEC 1397 EDUC 282

+ COR 1

+ COR 2 (ro)

+ REV 1 (el)

Der Rat hat die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltene Abänderung gebilligt und den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abgeänderten Fassung erlassen (Rechtsgrundlage: Artikel 153 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

________________________







� 	Der im vorliegenden Addendum enthaltene Teil des Protokolls des Rates unterliegt nicht der Geheimhaltung und wird der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
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